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Unternehmen. Zusätzliche Impulse für
die Schattenwirtschaft resultierten dar-
aus, daß die zusätzlichen Einnahmen
vor allem für den Ausbau und die Si-
cherstellung staatlicher Sozialleistun-
gen (z. B. Arbeitslosenunterstützung,
Sozialhilfe) verwendet wurden. Da
Wirtschaftssubjekte, die Einkommen
in der offiziellen Wirtschaft erzielen,
bei der Gewährung von Transferein-
kommen automatisch mit entspre-
chenden Abzügen zu rechnen haben,
hat für Empfänger von Sozialleistun-
gen der Anreiz, Arbeit offiziell anzubie-
ten, tendenziell abgenommen. Hinzu
kommt, daß der Staat zusammen mit
den Tarifvertragsparteien die Arbeits-
kosten erhöht und damit die Wettbe-
werbsfähigkeit der Arbeitsplätze m der
offiziellen Wirtschaft verschlechtert
hat. Insbesondere für die weniger qua-
lifizierten Arbeitskräfte wurden die Be-
schäftigungschancen in der offiziellen
Wirtschaft durch kräftige Lohnerhö-
hungen, die durch gesetzliche Regelun-
gen Mindesdohncharakter erhielten,
verringert. Gleichzeitig wurden durch
eine wachsende Zahl staatlicher Aufla-
gen zum Schutz der Arbeitnehmer
oder der Konsumenten insbesondere
die kleinen Unternehmen, die mit der
Schattenwirtschaft am stärksten kon-
kurrieren, in ihrer Beweglichkeit ein-
geengt.

Die negativen Konsequenzen einer
wachsenden Schattenwirtschaft wer-
den oftmals überschätzt. Dies gilt ins-
besondere für die so bedingten Ein-
nahmeausfälle beim Staat und bei der
Sozialversicherung.

Viele der schattenwirtschaftlichen Ak-
tivitäten würden zu den offiziellen Prei-
sen überhaupt nicht stattfinden, zu-
dem fließen dem Staat auch durch die
Schattenwirtschaft Steuern zu, etwa
wenn bei Schwarzarbeit verwendete
Materialien in der offiziellen Wirtschaft
gekauft werden. Zu den positiven
Effekten zählt nicht nur, daß das ge-
samtwirtschaftliche Wachstum höher
und stetiger ist, als es sonst wäre, ver-
mutlich ist auch die Streuung der Ein-
kommen (Einkommensverteilung)
nicht so groß, wie es in der amtlichen
Statistik zum Ausdruck kommt.

Schattenwirtschaftliche Aktivitäten hat
es zu allen Zeiten gegeben, neu ist je-
doch, daß die Schattenwirtschaft ra-
scher wächst als die offizielle Wirt-
schaft. Das Argument, daß dafür vor
allem zunehmende Eingriffe des Staa-
tes in den Marktmechanismus verant-
wortlich sind, kann auch aus der gro-
ßen Bedeutung der Schattenwirtschaft
in den östlichen Planwirtschaften abge-
leitet werden. Dort sind die Preise im

Schatten höher, weil offiziell vielfach
Höchstpreise festgesetzt sind, hier bei
uns, wo Mindestpreise — auch Min-
destlöhne — vorherrschen, sind die
Verhältnisse umgekehrt. Wenn die In-
dividuen in den Schatten abwandern
— einen Bereich, auf den der Staat kei-
nen Einfluß hat —, dann ist dies ein
Hinweis darauf, daß die staatliche Ein-
flußnahme auf den Wirtschaftsablauf
das Optimum überschritten hat. Der
Nobelpreisträger Milton Friedman hat
deshalb treffend die Schattenwirtschaft
als ein Sicherheitsventil bezeichnet,
das den Schaden staatlicher Mißwirt-
schaft reduziert.
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Rüdiger Soltwedel
BESCHÄFTIGUNG
Das grundlegende Prinzip
Das marktwirtschaftliche System der
Koordinierung von Arbeitsangebot
und Arbeitsnachfrage gestattet es je-
dem, der Beschäftigung sucht, zum
Marktlohn Beschäftigung zu finden,
und jedem der Arbeitskräfte beschäfti-
gen will, zu diesem Lohn Arbeiter zu
linden. Für verschiedene Qualifikatio-
nen und Tätigkeiten bilden sich ver-
schieden hohe Lohnsätze (Lohngefü-
ge) heraus, abhängig von den jeweili-
gen Knappheitsverhalthissen.

Vollbeschäftigung ist m einem solchen
System dann erreicht, wenn zu dem
herrschenden Lohngefüge keine zu-
sätzliche Arbeitsleistung angeboten
und nachgefragt wird. Wie dieses
Lohngefüge konkret aussieht, ist
a priori unbekannt; es läßt sich nur am
Markt herausfinden. Vollbeschäftigung
kann im marktwirtschaftlichen- System

nicht unabhängig von den Löhnen und
von den individuellen Entscheidungen
definiert werden. Dies ist auch der
Grund dafür, warum es keine fest vor-
gegebene maximale Arbeitsmenge (in
Form von Arbeitsplätzen) in einer
Volkswirtschaft gibt.

Der Prozeß, durch den Überschuß und
Mangel beseitigt werden, vollzieht sich
auf dem Arbeitsmarkt nach den glei-
chen Prinzipien wie auf anderen Märk-
ten auch, nämlich über den Preisme-
chanismus, also über flexible Löhne.
Bei einem Arbeitsangebotsüberschuß
sinken die Reallöhne, so daß es sich für
Unternehmen lohnt, zusätzliche Ar-
beitsplätze anzubieten. Das marktge-
rechte Sinken der Löhne als Reaktion
auf eine Zunahme des Arbeitsangebots
läßt sich nicht dauerhaft durch Markt-
zugangsbeschränkungen—z.B. Mono-
polisierung des Arbeitsangebots — ver-

meiden. Und zwar um so weniger, je
drängender das Motiv ist, Einkommen
erzielen zu müssen, je größer die exi-
stenzielle Bedrohung der Individuen
durch Armut ist.

Ein Ansteigen der Markdöhne setzt
voraus, daß die Grenzproduktivität der
Arbeit steigt. Dies ist auf lange Sicht ge-
sehen nur durch Investitionen zu errei-
chen, d. h. durch eine verbesserte
Sachkapitalausstattung oder auch da-
durch, daß der einzelne Arbeitnehmer
seine Qualifikation erhöht und so seine
Humankapitalausstattung verbessert.
Damit es zu einer solchen Kapitalakku-
mulation kommt, muß es sich aus der
Sicht des Investors, sei er Unternehmer
oder Arbeitnehmer, lohnen zu investie-
ren. Hierin liegt eine „List" des markt-
wirtschaftlichen Systems: Durch eine
vorsichtige Lohnpolitik macht sich der
Faktor Arbeit den Faktor Kapital
dienstbar im Sinne einer zunehmen-
den Komplementaritat. In einer Zeit
des Kapitalmangels und des Arbeits-
kräfteüberschusses bedarf es also ho-
her Gewinnerwartungen — einer
Knappheitsrente für Kapital —, damit
mehr investiert wird und der Kapital-
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stock schneller wächst; die verstärkte
Kapitalakkumulation macht die Ar-
beitskräfte knapper und verschafft ih-
nen dann die Chance, eine Knapp-
heitsrente zu beziehen.

Eine solche Prosperität birgt jedoch die
Gefahr in sich, daß sich eine An-
spruchshaltung breit macht, daß die
Lohnpolitik den Bogen überspannt
und über das Maß an Erhöhung hin-
ausschießt, das noch mit dem bisheri-
gen Beschäftigungsniveau vereinbar
ist. Dann schlägt das Pendel um, Kapi-
tal wird zunehmend dafür verwendet,
Arbeit zu ersetzen, die Substitutionali-
tät zwischen der Arbeit und Kapital
nimmt zu; kapitalintensivere Produk-
tionsverfahren werden eingeführt, der
Produktionsfaktor Arbeit verdrängt
sich selbst vom Markt. Diese Gefahr ist
um so größer, je stärker der Arbeits-
markt mit Kartellen durchzogen ist und
daher schnelle Anpassungen an verän-
derte Marktbedingungen unterbleiben.

Die Nachkriegsdekade:
Kapitalmangel und Arbeitskräfte-
überschuß
Der Problemdruck auf dem Arbeits-
markt in den Jahren unmittelbar nach
dem Kriege war durch die starke Aus-
weitung des Arbeitsangebots außer-
ordentlich hoch: So galt es nicht nur,
viele der heimkehrenden Soldaten wie-
der ins zivile Erwerbsleben zu integrie-
ren, sondern auch Millionen von
Flüchtlingen und Heimatvertriebenen
aufzunehmen und ihnen einen Brot-
erwerb zu ermöglichen. Die Expansion
des Arbeitsangebots setzte sich in den
fünfziger Jahren fort; bis zum Mauer-

Dr. Rüdiger Soltwedel,
Leiter der Forschungsgruppe
Regionalforschung, Institut für Welt-
wirtschaft an der Universität Kiel

bau 1961 waren es mehr als 2 Millio-
nen Flüchtlinge aus der DDR, die in
der Bundesrepublik eine neue Existenz
suchten. Auch gab es vor und nach der
Währungsreform versteckte Arbeitslo-
sigkeit in beträchtlichem Umfange: So
war z. B. die Zahl der abhängig Be-
schäftigten in der Landwirtschaft um
drei Viertel höher als im Jahre 1938.

Humankapital war also reichlich vor-
handen — denn es waren überwiegend
ausgebildete Arbeitskräfte, die zuwan-
derten —, Sachkapital hingegen war
knapp. Diese Verhältnisse schlugen
sich deutlich in den Knappheitsrelatio-
nen nieder: Hohe Gewinnanreize wur-
den nicht durch eine aggressive Lohn-
politik konterkariert, angesichts der
Marktverhältnisse konnte sich keine an
Umverteilungszielen orientierte Lohn-
politik durchsetzen. Die Lohnquote
sank in den fünfziger Jahre kräftig ab.
Bei den Arbeitsverdiensten zeigte sich
bis weit in die fünfziger Jahre hinein
eine marktgerechte Differenzierung.

Die zurückhaltende lohnpolitische
Strategie hat sich für die Arbeitnehmer
ausgezahlt: Die Zahl der abhängig Be-
schäftigten stieg von 1950 bis 1955 um
über 3 Millionen, die Arbeitslosigkeit
fiel von 1,6 Millionen (10,4 v. H.) auf
rund 900 000 (5,2 v. H.). Man sprach
im Jahre 1955 schon davon, daß die
Vollbeschäftigung wieder erreicht sei.
Die realen Nettoverdienste der be-
schäftigten Arbeitnehmer stiegen jähr-
lich um 6 v. H. Das „Beschäftigungs-
wunder" des stürmischen Wiederauf-
baus der westdeutschen Wirtschaft
setzte sich bis in die frühen sechziger
Jahre hinein fort. Die Expansion des
Arbeitsangebots war ein wachstums-
fördernder Faktor, und dank der Lohn-
politik vollzog sich der schnelle Struk-
turwandel über freiwillige Abwande-
rungen — vor allem aus der Landwirt-
schaft—und nicht über kostenbedingte
Entlassungen. Eine Strategie der Ange-
botsverminderung z. B. durch Arbeits-
zeitverkürzung stand von Anfang an
überhaupt nicht zur Debatte; im Ge-
genteil, die wöchentliche Arbeitszeit
stieg noch bis zur Mitte der fünfziger
Jahre. Das Überangebot am Arbeits-
markt, das der Zustrom der Vertriebe-
nen und Flüchtlinge in einer vom Krieg
und Kriegsfolgen zerrütteten Wirt-
schaft hervorgerufen hatte, war inner-
halb weniger Jahre, insbesondere nach
1955/56, in eine ausgesprochene
Knappheit von Arbeitskräften umge-
schlagen.

Die Periode des
Arbeitskräftemangels
Mit der Prosperität wuchs der Wunsch,
den zunehmenden Wohlstand nicht

nur in klingender Münze, sondern
auch als mehr Freizeit zu realisieren.
Noch in der zweiten Hälfte der fünfzi-
ger Jahre wurde die wöchentliche Ar-
beitszeit kräftig reduziert. Das inländi-
sche Arbeitsangebot nahm in den Fol-
gejahren auch durch verlängerte Bil-
dungszeiten und früheren Ruhestand
und auch deswegen deutlich ab, weil
etwa seit 1960 jährlich weniger Ju-
gendliche in das Erwerbsleben eintra-
ten, als Arbeitskräfte wegen Über-
schreitens der Altersgrenze, Erwerbs-
unfähigkeit und durch Tod ausschie-
den. Der Zugang aus der „Stillen
Reserve" der bisher nicht Erwerbstäti-
gen — vornehmlich Hausfrauen —
glich den Unterschied nicht aus. Der
Bau der Mauer in Berlin im Jahre 1961
unterband auch den Zustrom von Ar-
beitskräften aus der DDR.

Als Ende der fünfziger Jahre die Ver-
knappung am Arbeitsmarkt fühlbarer
wurde, hat man ihr durch das Anwer-
ben ausländischer Arbeitskräfte entge-
genzuwirken versucht. Man begann
damit zunächst in Italien, dehnte diese
Aktion jedoch im Laufe der Jahre auf
immer mehr Länder aus, denn der in-
ländische Arbeitsmarkt war ausge-
trocknet — die Arbeitslosenquote lag
im Schnitt der sechziger Jahre bei 1 v.H.
Von 1955 bis 1960 war die Zahl aus-
ländischer Arbeitnehmer langsam von
80 000 auf 280 000 angestiegen. Im
Boomjahr 1961 waren schon mehr als
eine halbe Million Gastarbeiter in der
Bundesrepublik tätig. Das Reallohn-
niveau war in den sechziger Jahren ins-
gesamt gesehen so niedrig, daß es sich
für die Unternehmen lohnte, die Such-
kosten des Aufspürens von Arbeitskräf-
ten sowie deren Ausbildungskosten zu
übernehmen. Bis 1973 stieg die Zahl
der ausländischen Arbeitnehmer noch
einmal um zwei Millionen an.

Daß die Nachfrage der Unternehmen
nach Arbeitskräften auf dem hohen Ni-
veau gehalten wurde und damit die
Ungleichgewichtslage der Uberbe-
schäftigung fortdauern konnte, ergab
sich in erster Linie daraus, daß sich we-
gen der langwährenden Unterbewer-
tung der D-Mark auf den Weltmärkten
immer wieder ein Wettbewerbsvorteil
der westdeutschen Unternehmen her-
ausbilden konnte.

Der Zustrom ausländischer Arbeits-
kräfte brachte für die inländischen Ar-
beitnehmer den Vorteil mit sich, daß
der Zwang zur räumlichen, branchen-
mäßigen und beruflichen Mobilität
vermindert wurde, und daß sich ihnen
mehr Aufstiegschancen boten (vertika-
le Mobilität), als es sonst der Fall gewe-
sen wäre.
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In den Jahren der Uberbeschäftigung
war es ein Schock, als die Arbeitslosig-
keit in der Rezession 1967 für wenige
Monate auf 600000 anstieg. Durch
massive staatliche Expansionsmaß-
nahmen stieg die gesamtwirtschaftli-
che Nachfrage jedoch schnell wieder
an, 1968 herrschte schon wieder Uber-
beschäftigung. Der Schock der Ar-
beitslosigkeit saß aber so tief, daß die
Gewerkschaften — entgegen der Emp-
fehlung des Sachverständigenrates zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung — sehr niedrige Ta-
riflohnerhöhungen vereinbarten. In
dem stürmischen Boom 1969/70 zahl-
ten die Unternehmen hohe Lohnzu-
schläge, worauf in vielen Bereichen der
Wirtschaft wilde Streiks ausbrachen.
Diese Erfahrung dürfte für die Lohn-
politik der Gewerkschaften in den sieb-
ziger Jahren von außerordentlich ho-
her Bedeutung gewesen sein: In der
Furcht, viele ihrer Mitglieder zu verlie-
ren, wollten die Gewerkschaften eine
ausgeprägte Lohndrift nicht mehr zu-
lassen, also die tariflichen Mindest-
lohnerhöhungen möglichst nah an die
Effektivlohnerhöhungen heranführen. •

Ein weiteres Ereignis veränderte die
Rahmenbedingungen, unter denen Ta-
riflohnverhandlungen stattfinden, grund-
legend: Der Kanzler der 1969 neu ge-
wählten sozial-liberalen Koalition, Wil-
ly Brandt, sagte zu Beginn des Jahres
1970 programmatisch, daß Vollbe-
schäftigung nicht der Preis sein könne,
der für eine Stabilisierung des Preis-
niveaus gezahlt werden mußte. Die Ar-
beitnehmer brauchten keine Sorge vor
einer Unterbeschäftigung zu haben
(die Arbeitslosenquote betrug im Jahre
1970 0,7 v.H.). Diese „Vollbeschäfti-
gungsgarantie" stärkte — zusammen
mit vielen Reformmaßnahmen, die
lange schon zum Forderungskatalog
der Gewerkschaften gehört hatten —
die Macht der Arbeitnehmerorganisa-
tionen; der Organisationsgrad der Ar-
beitnehmer, der von 1950 bis 1960 um
mehr als 10 Prozentpunkte gesunken
und auch während der sechziger Jahre
noch leicht zurückgegangen war, stieg
nach 1970 sehr kräftig an.

Erneut: Arbeitskräfteüberschuß
und Kapitalmangel
Der Lohnkostendruck verstärkte sich
von 1969 bis 1975 außerordentlich
stark. Zunächst verdeckte die überaus
starke Expansion des öffentlichen Sek-
tors, daß dadurch die Arbeitsplätze ge-
fährdet wurden.

Die abrupte Korrektur des Ungleichge-
wichts am Arbeitsmarkt und die ge-
stärkte Gewerkschaftsmacht führten
aber dann zu offensichtlichen Proble-

men, als die westdeutsche Wirtschaft
in unruhiges Fahrwasser geriet: Im Jah-
re 1973 — im Zuge handelspolitischer
Turbulenzen (Olpreisschock), ver-
schärfter Konkurrenz von industriellen
Schwellenländern, die Freigabe der
Wechselkurse und des scharfen Re-
striktionskurses der deutschen Bundes-
bank angesichts der Inflationsbe-
schleunigung — ergaben sich erhebli-
che Anpassungserfordernisse für die
Lohnpolitik. Die Gewerkschaften zeig-
ten sich nicht dazu bereit, diesen Erfor-
dernissen Rechnung zu tragen.

Im Frühjahr 1974 kam es unter der
Lohnführerschaft des öffentlichen
Dienstes zu Lohnerhöhungen, die die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit bei
weitem überforderten. Die Folge war,
daß die Arbeitslosigkeit von 270 000
auf nahezu 1,1 Millionen schubartig
anstieg. Zwar hielt sich das Ausmaß
der Lohnerhöhungen in den folgenden
Jahren mehr oder weniger im Rahmen
der Produktivität der beschäftigten Ar-
beitnehmer, zu einer Korrektur der
Fehlentwicklung und zu einem nen-
nenswerten Abbau der Arbeitslosigkeit
kam es jedoch nicht. Der hohe Bestand
an Arbeitslosigkeit und das wieder an-
steigende deutsche Erwerbspersonen-
potential (aus demographischen Grün-
den und wegen der steigenden Er-
werbsbeteihgung von Frauen) hätten
ein deutliches Zurückbleiben der
Lohnerhöhungen hinter dem Produk-
tivitätsanstieg erfordert, eine vorsichti-
gere Preispolitik also, wie sie auf ande-
ren Märkten zu beobachten ist, auf de-
nen ein großer Angebotsdruck lastet.

Daß die Beschäftigung wenigstens
kurzfristig am Ende der siebziger Jahre
anstieg, ist auf eine forcierte staatliche
Expansionspolitik zurückzuführen, die
mit einer Vielzahl von immer rascher
aufeinander folgenden Beschäftigungs-
programmen versuchte, das Problem
von Stagnation und Arbeitslosigkeit zu
lösen. Der Preis dieser Politik war eine
starke Beschleunigung der Inflationsra-
te. Als 1979/80 die erforderlichen Sta-
bilisierungsmaßnahmen ergriffen wur-
den, reagierte die Lohnpolitik erneut
nicht, der Lohnkostendruck stieg stark
an, in der folgenden Rezession stieg die
Arbeitslosigkeit auf über 2 Millionen
und verharrt seither auf diesem
Niveau.

Die Fehlentwicklungen in der Lohn-
politik konnten in ihren Auswirkungen
auch nicht durch billigere ausländische
Arbeitskräfte abgemildert werden; seit
dem Herbst 1973 gilt ein Anwerbe-
stopp für ausländische Gastarbeiter
aus Nicht-EG-Staaten, die erstmals
eine Tätigkeit im Bundesgebiet aus-

üben wollen. Schon dieser Maßnahme
lag die Vorstellung zugrunde, man
müsse das Arbeitsangebot verknap-
pen, weil es in der Volkswirtschaft
nicht genügend Arbeitsmöglichkeiten
gebe. Diesem Gedankengang folgten
bis weit in die achtziger Jahre hinein
auch viele einzelne Maßnahmen (Mut-
terschutzurlaub, Vorruhestand), die
darauf abzielten, beim bestehenden
Reallohngefüge das Angebot solcher
Arbeitskräftegruppen zu vermindern,
die besonders stark von Arbeitslosig-
keit bettoffen wurden (z. B. Frauen, äl-
tere Arbeitnehmer), um dadurch
Arbeitsplätze frei zu machen für ande-
re Gruppen, z. B. Auszubildende und
Berufsanfänger.

Der Rückgang der Beschäftigungs-
möglichkeiten ist jedoch auf eine Reihe
von Faktoren zurückzuführen, die das
gemeinsame Charakteristikum haben,
daß den Individuen fortwährend fal-
sche Preissignale gegeben wurden: Ar-
beit wurde künstlich zu einem knap-
pen Gut gemacht, weil die Funktions-
bedingungen des Arbeitsmarktes nicht
beachtet wurden.

Zusätzliche Arbeitsplätze fordern zu-
sätzliche Investitionen. Seit Mitte der
siebziger Jahre ist jedoch eine ausge-
sprochene Investitionsschwäche zu be-
obachten. Sie resultiert daraus, daß die
reale Sachkapitalrendite seit den frü-
hen siebziger Jahren kräftig gesunken
ist und zeitweilig sogar unter der Ren-
dite lag, die auf den Finanzmärkten zu
erzielen war. Investieren lohnte sich
nicht mehr in dem Ausmaße wie frü-
her; daher entstanden weniger Arbeits-
plätze.

Von der Lohnpolitik gehen keine Im-
pulse aus, Arbeit billiger zu machen.
Daher wird zu kapitalintensiv produ-
ziert, der Arbeitskräfteüberschuß
bleibt bestehen, ja nimmt mit wach-
sendem Arbeitskräfteangebot sogar zu.

Die Lohnunterschiede zwischen quali-
fizierter und unqualifizierter Arbeit
entsprechen nicht den tatsächlichen
Knappheitsrelationen; sie signalisieren
vielmehr Facharbeiterfülle und Hilfs-
arbeitermangel und geben daher keine
Impulse für Korrekturprozesse in die
richtige Richtung. Daher werden zu
wenig unqualifizierte Arbeitskräfte be-
schäftigt, ist der Anreiz für die eigene
Qualifizierung zu gering. Unzurei-
chend war auch die Lohndifferenzie-
rung hinsichtlich der Branchen und
Regionen.

Die Reglementierungen des Arbeits-
marktes (insbesondere Kündigungs-
schutzgesetze, Sozialplanregelungen)
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erhöhen die Fixkosten der Beschäfti-
gung und behindern den Marktaus-
gleich. Das Niveau der Beschäftigung
sinkt und der Arbeitsmarkt wird durch
Segmentierungsprozesse in voneinan-
der getrennte Teilarbeitsmärkte zerglie-
dert, die Marktschranken gerade für
unqualifizierte Arbeitskräfte werden
erhöht. Es ist nicht von der Hand zu
weisen, daß es in den fünfziger Jahren
leichter war, die Beschäftigung zu erhö-
hen. Die Arbeitsmärkte haben in jener
Zeit gerade deshalb funktioniert, weil
keine scheinbare Sicherheit von Ein-
kommen und Beschäftigung durch den
Staat — etwa in Form einer Vollbe-
schäftigungsgarantie — vorgegeben
wurde, die zu Fehlverhalten auf Seiten

der Anbieter und Nachfrager auf dem
Arbeitsrnarkt hätte führen können.
Eine „Verwaltung des Mangels" schied
als Lösungsmöglichkeit schon deswe-
gen aus, weil die Not so offensichtlich
war. Auch mag die Qualifikation der
Arbeitskräfte den Erfordernissen bes-
ser entsprochen haben, als es heute der
Fall ist.

Und auch der Hinweis erscheint nicht
unberechtigt, daß es damals leichter
war, durch Investitionen neue Arbeits-
plätze zu schaffen. All dies heißt aber
nur, daß die Korrekturen bei den rela-
tiven Preisen heute um so deutlicher
ausfallen müssen, um mehr Arbeits-
plätze zu schaffen. Oder es dauert um

so länger, bis ein Zustand erreicht ist,
bei dem all jene beschäftigt sind, die
Arbeit suchen. Dem grundlegenden
Prinzip aber, daß sich die Löhne den
tatsächlichen Knappheitsrelationen
anpassen müssen, wird man nicht aus-
weichen können.

Weiterführende Literatur
Engels, Wolfram: Arbeitslosigkeit. Wo-
her sie kommt und wie man sie beheben
kann. Kronberger Kreis (Hrsg). Schrif-
tenreihe Band 5. Bad Homburg 1984.
Sachverständigenrat zur Begutachtung
der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung, laufende Jahresgutachten (vor
allem Gutachten der sechziger Jahre).
Stuttgart — Mainz.

Enno Langfeldt
GELD-
WERTSTABILITÄT
Geldwertstabilität —
Begriff und Messung
Unter dem Begriff „Geldwert" wird all-
gemein die Kaufkraft des Geldes zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt verstan-
den, d. h. die Menge von Gütern und
Diensten, die man gegen einen be-
stimmten Geldbettag eintauschen
kann. Geldwert- oder Preisstabilität im
gesamtwirtschaftlichen Sinn liegt dann
vor, wenn das mit Hilfe eines Preisin-
dex gemessene Preisniveau aller in der
Volkswirtschaft hergestellten oder ver-
brauchten Güter konstant bleibt. Dies
läßt durchaus zu, daß die Preise einzel-
ner Güter (z. B. 01, Autos) sinken oder
steigen. Solche relativen Preisänderun-
gen sind für die Anpassungsprozesse m
einem marktwirtschaftlichen System
von elementarer Bedeutung. Bei einer
längere Zeit anhaltenden Steigerung
des gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus
spricht man von Geldwertschwund
oder Inflation, bei Preisniveausenkun-
gen von Deflation. Werden Preisniveau-
steigerungen durch wirtschaftspohti-
sche Eingriffe in den Preisbildungspro-
zeß — z. B. durch einen generellen
Preis- und Lohnstopp — unterdrückt,
so entsteht eine zurückgestaute oder
versteckte Inflation. Diese Form der In-
flation manifestiert sich in Warte-
schlangen, längeren Lieferfristen,
Schwarzmärkten, dem Abbau von Ne-
benleistungen und in Qualitätsver-
schlechterungen.

Zur Messung der Inflationsrate, d. h.
der intertemporalen Veränderung des
Preisniveaus, ist ein allgemein akzep-
tierter Preisindex erforderlich: Je nach-
dem, welche Güter in welchem Um-
fang berücksichtigt werden, kann man
verschiedene Indizes bilden. In den
Preisindex des Bruttosozialprodukts
gehen z. B. die Preise aller im Inland
produzierten Güter und Dienste ein.
Daneben gibt es speziel Preisindizes für
die einzelnen Endverbrauchsaggregate
(z. B. privater Verbrauch, Staatsaus-
gaben, Investitionen, Exporte). Bei
all diesen verschiedenen Preisindizes
— sie werden auch Deflatoren ge-
nannt — der volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung wird das Wägungssche-
ma der berücksichtigten einzelnen
Güter jeweils entsprechend der rela-
tiven Anteile am Gesamtverbrauch des
Aggregats neu bestimmt.

Da sich die einzelnen Konsumenten je-
doch vor allem dafür interessieren, wie
sich die Preise der Güter entwickelt ha-
ben, die in ihrem speziellen Warenkorb
Verwendung finden, gibt es zusatzlich
Preisindizes für verschiedene Haus-
haltstypen. Das Statistische Bundes-
amt ermittelt sie auf der Basis von
Wirtschaftsrechnungen repräsentativer
Haushalte. Veränderungen der Ver-
brauchsgewohnheiten werden hier, im
Gegensatz zu den Deflatoren, nur in
unregelmäßigen Abständen berück-

sichtigt. Wichtigster Verbraucherpreis-
index, der auch häufig für internatio-
nale Vergleiche der Geldentwicklung
herangezogen wird, ist der Preisindex
für die Lebenshaltung aller privaten
Haushalte.

Die statistische Erfassung der Geldent-
wertung ist mit Schwierigkeiten und
Problemen behaftet. So muß nicht nur
eine Zusammenstellung der als wichtig
angesehenen Güter und Dienste vorge-
nommen werden und an veränderte
Verbrauchsgewohnheiten angepaßt
werden, es muß auch versucht werden,
Preisänderungen, die lediglich auf
Qualitätsveränderungen zurückzufüh-
ren sind, herauszurechnen. Daneben
gilt es zu bedenken, daß die ausgewie-
senen Angebotspreise wegen der ge-
währten Rabatte vielfach überzeichnet
sind. Hinzu kommt, daß die Preisindi-
zes eigentlich nicht nur die Preise neu-
produzierter Güter und Dienste, son-
dern auch die Preise von Bestandsgü-
tern (z. B. Gebrauchtwagen) erfassen
müssen.

Geldwertstabilität — konsumtives
Element der Marktwirtschaft
Der Sicherung der Geldwertstabilität
wird in der deutschen Bevölkerung
eine hohe Priorität eingeräumt. Die Er-
fahrungen einer inflationsbedingten
Zerrüttung des Geldwesens in der Zeit
nach dem Ersten und Zweiten Welt-
krieg, die zu den Währungsreformen in
den Jahren 1923 und 1948 führten,
dürften diese Einstellung geprägt ha-
ben. Zu den negativen Inflationsfolgen
— auch bei schleichender Geldentwer-
tung — gehört vor allem, daß die
Funktionsfähigkeit des marktwirt-
schaftlichen Systems gefährdet ist. Da
die Inflation nicht nur das Preisniveau
erhöht, sondern auch die Preisrelatio-
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